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Ein geschädigter Versicherter ist unter dem Gesichtspunkt der Schadensminderungs-
pflicht nicht verpflichtet, verschreibungsfreie Medikamente über ein Vergleichsportal für 
Medikamente zu besorgen und anschließend ggfls. in verschiedenen Onlineapotheken 
einzukaufen. 
 
§ 116 Abs. 1 SGB X, §§ 254, 286 BGB 
 
Urteil des AG Ravensburg vom 28.06.2018 – 10 C 802/17 – 
 

Der klagende Unfallversicherungsträger fordert von der beklagten Haftpflichtversiche-
rung rund 800 € zurück. Um diesen Betrag hatte das Assekuranzunternehmen in einem Re-
gressfall (zugrundeliegender Verkehrsunfall vom 01.06.1990) die Apothekenabrechnung der 
Klägerin unter Hinweis auf die Schadensminderungspflicht des § 254 BGB gekürzt. 
Am 05.05.2017 rechnete die Klägerin gegenüber der Beklagten auf der Grundlage einer Regu-
lierungsvereinbarung aus dem Jahr 2004, wonach 2/3 der schadensbedingten Aufwendun-
gen zu ersetzen seien, 6.721,98 € ab. Die Beklagte kürzte diese Rechnung um rund 800 € 
unter Hinweis darauf, dass der Geschädigte die medizinischen Hilfsmittel günstiger im In-
ternet bzw. über Internetapotheken hätte bekommen können, statt sie in der Präsenzapo-
theke vor Ort zu kaufen. Bei den gekauften Hilfsmitteln handelte es sich um verschreibungs-
freie Medizinprodukte wie bspw. Mullkompressen, Wundlösungen, Pflaster und Verbandsma-
terial. Der Geschädigte besitzt einen Interzugang. 
Das AG Ravensburg gab der Klage statt. Das Gericht sehe keine Schadensminderungs-
pflicht der Klägerin gemäß § 254 BGB. Das Gericht urteilte, es stehe dem Geschädigten frei, 
sich in der Präsenzapotheke mit Hilfsmitteln zu versorgen und hält den Einkauf dieser Hilfs-
mittel in einer Internetapotheke für unzumutbar. Auch wenn der Geschädigte regelmäßig 
die gleichen Hilfsmittel benötige und ihm eine Vorratshaltung möglich gewesen wäre, sei der 
Einkauf über ein Vergleichsportal für Medikamente unzumutbar aufwändig. Der Geschädigte 
könne nicht gehalten werden, erst das Vergleichsportal für Medikament aufzurufen, um dann 
anschließend die notwendigen Medikamente ggfls. auch noch in verschiedenen Apotheken ein-
zukaufen, zumal deren Zuverlässigkeit unbekannt wäre. Hinzu komme noch das Sicherheits-
risiko für Bezahlvorgänge im Internet. Hingegen arbeite der Geschädigte offensichtlich ver-
trauensvoll mit der Präsenzapotheke vor Ort zusammen, die ihm bei Bedarf „mit Rat und Tat“ 
beiseite stehe. 
Die Beklagte habe ferner noch die vorgerichtlichen Anwaltskosten an die Klägerin zu erstat-
ten sowie ab dem 01.08.2017 Verzugszinsen gemäß § 286 BGB in Höhe von 5% über dem 
Basiszinssatz. 
Hinweis: Das Urteil ist ausweislich der Auskunft der BG rechtskräftig. 

 
Das Amtsgericht Ravensburg hat mit Urteil vom 28.06.2018 – 10 C 802/17–  
wie folgt entschieden: 
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